
Weitere Informationen zur Rüstungsexportpolitik

Kleinwaffen
Die Zahl der durch Heckler und Koch Get�teten bel�uft sich seit der Gr�ndung der Firma f�r 
Kleinwaffen im Jahr 1949 auf rund 2 Millionen Menschen. Diese Waffen (Gewehre, Hand-
granaten, Pistolen, Minen)  passen perfekt in Kinderh�nde, weshalb sich die Folgerung nahe 
legt: Je mehr Kleinwaffen, desto mehr Kindersoldaten.

Waldkircher Erklärung zum Rüstungsexport

Skandal ohne Grenzen – den Waffenlieferungen muss Einhalt geboten werden!

Trotz aller gesetzgeberischen und politischen Vorkehrungen stiegen die deutschen Waffenex-
porte in den vergangenen Jahren stetig - zuletzt sogar rasant - an. Wie das schwedische Frie-
densforschungsinstitut SIPRI errechnete, steigerte Deutschland den Export konventioneller 
Waffen von 1,5 Milliarden Dollar im Jahre 2005 auf – sage und schreibe – 3,8 Milliarden im 
Jahre 2006. Damit avancierte Deutschland zum drittgr��ten Waffenexporteur der Welt. 
Gleich hinter den USA und Russland. So geschehen 17 Jahre nach der deutsch- deutschen 
Vereinigung und trotz eines weitgehend befriedeten europ�ischen Kontinents. Dieser dramati-
sche Zuwachs ist nicht im Mindesten nachvollziehbar.

Mit dem Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG), dem Au�enwirtschaftsgesetz (AWG) und den 
„Politischen Grunds�tzen der Bundesregierung f�r den Export von Kriegswaffen und sonsti-
gen R�stungsg�tern“ verf�gt die Bundesrepublik Deutschland zwar �ber ein im internationa-
len Vergleich als restriktiv geltendes R�stungsexportkontrollregime, aber diese Regelungen 
haben den Skandal ohne Grenzen nicht verhindert.

F�hrender Empf�nger deutscher Waffen sind Staaten, die kriegerische Konflikte f�hren. Ein 
bedeutender Anteil der deutschen Waffentransfers erfolgt ausgerechnet in die Entwicklungs-
l�nder, die Entwicklungshilfe beziehen. In betr�chtlichem Umfang wurden deutsche Waffen 
an L�nder in Krisen- und Kriegsgebiete des Nahen Ostens, Asiens und Afrikas verkauft. Da-
bei wurde und wird der Grundsatz, nicht in Spannungsgebiete und nicht an menschenrechts-
verletzende Staaten zu liefern, offensichtlich zunehmend missachtet. H�ufig verschwinden die 
Waffen in staatlich unkontrollierbaren Grauzonen von B�rgerkriegskonflikten. Denn Reex-
porte an Drittstaaten werden de facto nicht kontrolliert. Mit gro�er Sorge verfolgen wir auch 
Lizenzvergaben zum Nachbau deutscher Waffen.

Laut Sch�tzungen des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes sterben rund 95 Prozent 
aller Opfer durch so genannte „Kleinwaffen“, also Gewehre, Pistolen, M�rser und Minen. 
Deutschland z�hlt seit Jahren zu den f�hrenden Kleinwaffenexporteuren weltweit.

 Wir sehen in der Entwicklung der deutschen Waffenexporte einen Skandal ohne Grenzen.
 Wir fordern, dass dieser Entwicklung Einhalt geboten wird. Ziel deutscher Politik muss 

eine Welt sein, in der Konflikte mit zivilen Mitteln gel�st werden.
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 Die Bundesregierung darf sich nicht l�nger von dem Totschlagargument irref�hren lassen, 
deutsche Arbeitspl�tze m�ssten gesichert werden. Diese Behauptung ist unzutreffend: Mit 
dem Geld, das f�r staatliche Subventionen an die deutsche R�stungsindustrie und f�r Waf-
fenk�ufe aufgewendet wird, k�nnten ungleich mehr Arbeitspl�tze im Zivilbereich geschaf-
fen werden.

 Die Bundesregierung soll sich auch nicht mit dem Argument beruhigen, im Falle eines 
deutschen R�ckzugs w�rden eben andere die Waffen liefern. Steigt Deutschland aus dem 
Gesch�ft mit dem Tod aus, so kann dies eine positive Signalwirkung f�r andere r�stungs-
exportierende Staaten haben.

 Wir fordern die Mitglieder der Bundesregierung, des geheim tagenden Bundessicherheits-
rates und die Parlamentarier nachdr�cklich auf, sich auf ihre friedensethische Verantwor-
tung zu besinnen.

 Wir fordern sie auf, mit gutem Beispiel voranzugehen, den Export von Waffen und Muni-
tion �u�erst restriktiv zu handhaben.

 Wir fordern die Bundesregierung zum vollst�ndigen Verzicht auf staatliche Absicherun-
gen von R�stungsgesch�ften auf (Hermes- B�rgschaften).

 Wir fordern mehr Transparenz: Bundestag und �ffentlichkeit m�ssen vor den Entschei-
dungen �ber R�stungsexporte informiert werden.

 Wir fordern von den deutschen R�stungsunternehmen den Verzicht auf den Ausbau von 
Produktionskapazit�ten zur Systemf�hrerschaft. Stattdessen sollten die Vorst�nde der waf-
fenproduzierenden Unternehmen zur Sicherung der Arbeitspl�tze umgehend Ma�nahmen 
der Konversion einleiten, also der Umstellung der milit�rischen auf eine sinnvolle zivile 
Fertigung.

Erstunterzeichner/innen: 
Prof. Dr. Wolfram Wette, Historiker, SPD Waldkirch
Dr. Bernhard Moltmann, Vorsitzender der Fachgruppe R�stungsexportpolitik der „Gemein-
samen Konferenz Kirche und Entwicklung“ (GKKE)
J�rgen Gr�sslin, Bundessprecher der Deutschen Friedensgesellschaft – Vereinigte Kriegs-
dienstgegnerInnen (DFG- VK) und des Deutsches Aktionsnetzes Kleinwaffen Stoppen 
(DAKS) u.a.

Aus dem R�stungsexportbericht der GKKE von 2009 S. 98-99
Möglichkeiten, sich weiter zu informieren

1. Das Bonn International Center for Conversion (BICC) hat in Kooperation
mit der GKKE und mit finanzieller Unterst�tzung durch das Bundesministerium
f�r wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) eine
Internet-Website eingerichtet, die Hintergrundinformationen zur deutschen
R�stungsexportpolitik anbietet.
(Anschrift: www.ruestungsexport.info).
Sie nennt Grunddaten zu den deutschen R�stungsausfuhren und informiert
mit Hilfe ausgew�hlter Indikatoren dar�ber, wie sich 170 Staaten
zum Kriterienkatalog des Gemeinsamen Standpunktes der EU zu R�stungsexporten
(2008) verhalten. Au�erdem finden sich „links“ zu den
j�hrlichen R�stungsexportberichten der Bundesregierung und der GKKE
sowie zu anderen internationalen Informationsquellen.
„L�nderportraits“ beschreiben die wichtigsten Empf�ngerl�nder in der Dritten
Welt, gegliedert nach den deutschen und europ�ischen Entscheidungskriterien
f�r die Genehmigung von R�stungsausfuhren (u.a. milit�rische
St�rke, Sicherheitssituation, Menschenrechtslage, Entwicklungsstand,
Verh�ltnis zu internationalen Regimen zur R�stungskontrolle). Derzeit liegen
L�nderberichte vor zu �gypten, Algerien, Indien, Indonesien, Malaysia,



Marokko, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Singapur, S�dafrika, S�dkorea,
Thailand, Tunesien, Venezuela und Vereinigte Arabische Emirate
(VAE).
Au�erdem finden sich hier Informationen zu Sozial- und R�stungsausgaben
zu �ber 170 Staaten.
2. Das Berliner Informationszentrum f�r Transatlantische Sicherheit
(BITS, Rykestr. 13, 10405 Berlin, Tel 030-4468580, email bits@bits.de,
www.bits.de) unterh�lt ein umfangreiches Archiv mit Informationen zu
R�stungsexporten (Zeitschriften, Studien, B�cher, graue Literatur und
Dokumente) sowie eine Datenbank zu deutschen R�stungslieferungen. Im
Internet steht eine Sammlung der wichtigsten Grundlagendokumente zum
deutschen R�stungsexport unter http://www.bits.de/main/topics.htm#brd
zur Verf�gung. Artikel �ber einzelne Exportvorhaben sind unter
http://www.bits.de/frames/publibd.htm zu finden.
99
3. Deutsches Aktionsnetz Kleinwaffen Stoppen (DAKS), c/o R�stungsinformationsb�ro
(RIB), St�hlinger Stra�e 7, 79 106 Freiburg i. Brsg., Tel:
0761 – 76 78 088, e-mail: ribfr@breisnet-online.de, www.rib-ev.de. Das
Aktionsnetzwerk gibt monatlich einen Informationsdienst heraus, DAKSKleinwaffen-
Newsletter. Neben Entwicklungen auf dem Sektor der Verbreitung
von kleinen und leichten Waffen informiert er unter anderem �ber
Bem�hungen um einen weltweiten Vertrag zur Kontrolle von R�stungstransfers
(ATT), die Streubombenkampagne und die deutsche R�stungsexportpolitik.
(daks-news@rib-ev.de)
4. Unter der Anschrift des R�stungsinformationsb�ros findet sich auch
das gr��te deutschsprachige Archiv der Kampagne „Produzieren f�r das
Leben – R�stungsexporte stoppen“. Das Archiv ist nach Empf�ngerl�ndern
und r�stungsproduzierenden Unternehmen geordnet und enth�lt Material,
das bis zum Jahr 1985 zur�ckreicht.
5. International Action Network on Small Arms (IANSA); Diese britische
Nicht-Regierungsorganisation betreibt mit Amnesty International und
Oxfam International die Initiative, einen weltumspannenden Vertrag zur
Kontrolle des R�stungstransfers zu erreichen;
Adresse: www.controlarms.org
6. International Alert (London), Security and Peace Building News Letter:
Dieser Dienst informiert �ber Aktivit�ten von Nicht-Regierungsorganisationen
auf dem Feld der Kontrolle von R�stungstransfers und der
Verbreitung von Kleinwaffen;
Adresse: security-peacebuilding@international-alert.org
7. Informationen zu nationalstaatlichen und internationalen Aspekten der
R�stungsexportkontrolle finden sich unter der Adresse
http//projects.sipri.org/expcon/expcon/htm
Alle im Internet verf�gbaren R�stungsexportberichte einzelner Staaten
finden sich �ber „links“ unter der Adresse
http://www.sipri.org/contents/armstrad/atlinks_gov.html
8. Zum Stand der internationalen Bem�hungen, den Gebrauch von
Streubomben zu verbieten: www.streubomben.de


